
 

Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Brandenburg  

Teil I – Gesetze 

24. Jahrgang Potsdam, den 17. Oktober 2013 Nummer 30 

Gesetz zur Änderung des Akteneinsichts- und Informationszugangsgesetzes und 
zur Aufhebung des Personalausweisgesetzes  

Vom 15. Oktober 2013 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Akteneinsichts- und Informationszugangsgesetzes 

Das Akteneinsichts- und Informationszugangsgesetz vom 10. März 1998 (GVBl. I S. 46), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 23. September 2008 (GVBl. I S. 202, 206) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 2 

Anwendungsbereich 

(1) Das Akteneinsichtsrecht besteht gegenüber den Behörden und Einrichtungen des Landes, den Landesbe-
trieben, den Gemeinden und Gemeindeverbänden, den kommunalen Unternehmen und Anstalten nach § 92 Ab-
satz 2 Nummer 1 und 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, den sonstigen Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts des Landes sowie gegenüber natürlichen und juristischen Perso-
nen des Privatrechts, denen Hoheitsaufgaben des Landes zur Erledigung in den Handlungsformen des öffentli-
chen Rechts durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes übertragen worden sind, soweit im Folgenden nichts 
Anderes geregelt ist. Gegenüber dem kommunalen Prüfungsamt bei dem für Inneres zuständigen Ministerium 
sowie dem Rechnungsprüfungsamt des Landkreises beim Landrat als allgemeine untere Landesbehörde besteht 
das Akteneinsichtsrecht nur, soweit Verwaltungsaufgaben betroffen sind. 

(2) Das Akteneinsichtsrecht besteht gegenüber der Verwaltung des Landtages, dem Landesrechnungshof, den 
Landesbeauftragten, die nicht den in Absatz 1 genannten Behörden, Einrichtungen und Betrieben des Landes 
angehören sowie den Bevollmächtigten und den Organen der Rechtspflege nur, soweit sie Verwaltungsaufga-
ben erledigen. Gegenüber den staatlichen Hochschulen, den Forschungsanstalten, den zentralen Forschungsein-
richtungen und den Schulen und Prüfungseinrichtungen besteht das Akteneinsichtsrecht nur, soweit sie nicht im 
Bereich von Wissenschaft, Forschung, Lehre, Unterricht und Prüfung tätig werden. 

(3) Das Akteneinsichtsrecht besteht gegenüber den Stellen nach Absatz 1 Satz 1, deren Zuständigkeitsbereich 
sich auch auf andere Länder der Bundesrepublik Deutschland erstreckt, nur, soweit sich die Akten ausschließ-
lich auf das Land Brandenburg beziehen. 
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(4) In laufenden Verfahren wird Akteneinsicht bis zu einer bestands- oder rechtskräftigen oder in sonstiger 
Weise beendenden Entscheidung nur nach Maßgabe des jeweils anzuwendenden Verfahrensrechtes gewährt. 

(5) Das Akteneinsichtsrecht besteht nicht gegenüber: 

1. der Verfassungsschutzbehörde des Landes Brandenburg, 

2. den in Absatz 1 Satz 1 genannten Stellen, soweit sie als Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen, 

3. der Rechtsaufsichtsbehörde von Stiftungen des bürgerlichen Rechts.“ 

2. § 4 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Nummer 2 wird aufgehoben. 

b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:  

4. „ das Bekanntwerden des Akteninhaltes Belange der Strafverfolgung und -vollstreckung, der Gefah-
renabwehr, andere Belange der inneren Sicherheit oder die Tätigkeit der Polizei beeinträchtigen 
oder eine erhebliche Gefahr für die öffentliche Sicherheit verursachen könnte,“. 

c) In Nummer 5 werden nach den Wörtern „oder die der Aufsicht über eine andere Stelle dienen“ die Wörter 
„oder gedient haben“ eingefügt. 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Der Satzteil vor Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Antrag auf Akteneinsicht ist vorbehaltlich des Satzes 2 und der Absätze 2 und 3 ab-
zulehnen, soweit“. 

bbb) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

1. „ personenbezogene Daten offenbart würden; es sei denn, die betroffene Person hat 
der Offenbarung zugestimmt oder die Offenbarung ist durch eine andere Rechtsvor-
schrift erlaubt,“. 

ccc) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

3. „ Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse zugänglich gemacht würden, es sei denn, die 
Informationen werden mit Zustimmung des betroffenen Unternehmens offenbart.“ 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Akteneinsicht kann gewährt werden, soweit aufgrund besonderer Umstände des Einzelfalls im 
Hinblick auf den Zweck der politischen Mitgestaltung das Offenbarungsinteresse der Antrag stel-
lenden Person das Interesse der betroffenen Person an der vertraulichen Behandlung der Informati-
on überwiegt.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:  

„(2) Sind von dem Antrag auf Akteneinsicht Unternehmensdaten betroffen, ist das Unternehmen anzuhö-
ren. Vor der Gewährung von Akteneinsicht nach Absatz 1 Satz 2 ist die betroffene Person anzuhören.“ 
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4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 5 Abs. 2 Nr. 3“ durch die Wörter „§ 5 Absatz 1 Satz 2“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

5. § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§ 7 

Art und Weise der Gewährung des Informationszuganges 

(1) Die zuständige Stelle bestimmt vorbehaltlich des Absatzes 3 das Verfahren nach pflichtgemäßem Ermes-
sen. Soweit ein Anspruch auf Informationszugang besteht, wird dieser durch Gewährung von Akteneinsicht in 
die Originaldokumente, Übermittlung von Vervielfältigungen, elektronische Post, Zurverfügungstellung von In-
formationsträgern oder in sonstiger Weise erfüllt. Werden die Akten elektronisch geführt, kann Akteneinsicht 
dadurch gewährt werden, dass Aktenausdrucke zur Verfügung gestellt, die elektronischen Dokumente auf ei-
nem Bildschirm wiedergegeben oder elektronische Dokumente übermittelt werden. Die Einsichtsmöglichkeiten 
nach den Sätzen 2 und 3 stehen nebeneinander und schließen sich gegenseitig nicht aus. Die Anfertigung von 
Notizen ist gestattet. Auf Antrag erstellt die zuständige Stelle Kopien der Informationsträger. Die Antrag stel-
lende Person kann auch auf Veröffentlichungen der zuständigen Stelle verwiesen werden. Mit Zustimmung der 
Antrag stellenden Person kann der Informationszugang auch durch Auskunftserteilung erfüllt werden. 

(2) Auskünfte können mündlich, schriftlich oder elektronisch erteilt werden. 

(3) Wird eine bestimmte Art des Informationszuganges beantragt, soll diesem Antrag entsprochen werden, es 
sei denn, ein wichtiger Grund für eine andere Art der Informationsgewährung liegt vor. Als wichtiger Grund 
gilt insbesondere ein deutlich höherer Verwaltungsaufwand.“ 

6. In § 8 Absatz 2 werden die Wörter „gelten die §§ 17 und 19 des Brandenburgischen Verwaltungsverfahrensge-
setzes“ durch die Wörter „gelten die §§ 17 und 19 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 1 
Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg“ ersetzt. 

Artikel 2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Das Brandenburgische Personalausweisgesetz vom 7. April 1994 (GVBl. I S. 100), das zuletzt durch Artikel 15 
des Gesetzes vom 17. Dezember 2003 (GVBl. I S. 298, 305) geändert worden ist, tritt mit Wirkung vom 1. Novem-
ber 2010 außer Kraft. 

Potsdam, den 15. Oktober 2013 

Der Präsident 
des Landtages Brandenburg 

Gunter Fritsch 

 

Herausgeber: Der Präsident des Landtages Brandenburg   
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